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Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berſamm- 
lungsrechte. 


Von Dr. Carl Hugelmann. 
vI. 
Die Competenz der Behörden auf dem Gebiete des Verſammlungsrechtes. 


Die nahe Verwandtſchaft der das Vereins- und das Verſamm⸗ 
lungsrecht regelnden öſterreichiſchen Geſetze verleugnet ſich auch auf 
dem Gebiete der Competenzvertheilung nicht. Wie wir es neulich 
rückſichtlich des Vereinsrechtes nachgewieſen haben, ſo gilt auch hier 
das Princip, daß die Prävention Sache der politiſchen Behörden, 
die Repreſfion aber Sache der Gerichte iſt; die wenigen Modifica⸗ 
tionen, welche die Durchführung desſelben den Verſammlungen ge 
genüber erfährt, wollen wir in Nachſtehendem darzulegen verſuchen. 

Die erſte Gelegenheit zur Ingerenz der öffentlichen Gewalt er— 
gibt ſich ſelbſtverſtändlich bei der Veranſtaltung der Verſammlungen. 
Eben fo ſelbſtverſtändlich ſteht dieſelbe in dieſem Stadium den po⸗ 
litiſchen Behörden zu, und zwar ohne Unterſcheidung, ob nun im Falle 
der Verſammlung unter freiem Himmel ein directes oder ſonſt ein 
indirectes Genehmigungsrecht zu üben iſt. 


) Vgl. Nr. 39 dieſes Jahrg. d. Zeitſchrift. 


Die Analogie mit dem Vereinsrechte würde zu dieſer Amts— 


es meiſtens auch ein ſo drängendes, daß die Entſcheidung über die 
Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Verſammlung raſch erfolgen muß. 
Das Geſetz hat daher bekanntlich in allen jenen Fällen, in welchen 
nicht die Genehmigung der Behörde erfordert wird, die Ausübung 
des Vetorechts an die Friſt von drei Tagen nach geſchehener Anzeige 
geknüpft und es ergibt ſich ſomit als zweite Conſequenz, daß die 
meiſtens örtlich entfernte Landesſtelle für die Regel Träger dieſer 
Competenz nicht ſein kann. In Folge deſſen iſt auf dem Gebiete 
des Verſammlungsrechtes, wo es gewiß oft mehr politiſche Rück— 
ſichten zu wahren gibt, als auf jenem des Vereinsrechtes, die Ent- 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der Verſammlungen für die Regel 
den Behörden unterſter Inſtanz zugefallen, die landesfürſtliche Sicher- 
heits⸗, eventuell die politiſche Bezirksbehörde erſcheint zunächſt als 
competent ($ 16, a. c.). 

In vielen Fällen wäre demnach der Magiſtrat einer mit eige— 
nem Statut verſehenen Stadt zur Amtshandlung berufen. Dies ſchien 
dem Geſetzgeber offenbar bedenklich, man hat daher, da man die 
Magiſtrate nicht ganz auf die Seite ſchieben konnte, das Princip 
wenigſtens für jene Sitze politiſcher Landesſtellen, welche keine landes— 
fuͤrſtliche Sicherheitsbehörde beherbergen, durchbrochen und die Behörde 
zweiter Inſtanz, die Landesſtelle, zu dieſer Amtshandlung in erſter 
Inſtanz competent erklärt ($ 16, b). 

Das Mißtrauen gegen die ſtädtiſchen Magiſtrate leuchtet aus 
dieſer Beſtimmung unverkennbar hervor; denn, wollte man die Ten— 
denz der letzteren dahin interpretiren, daß eigentlich die Landes— 
ſtellen das zur Wahrung der obwaltenden politiſchen Rückſichten 
naturgemäß competente Organ wären und daher dieſe Competenz behiel— 
ten, wo nicht die eben fo zwingenden Gründe der Entfernung entge- 
genſtehen, d. h. alſo für den Localrayon ihres eigenen Sitzes, dann 
durften die Landesſtellen dieſe Competenz auch nicht zu Gunſten 
der landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde aufgeben, welche in der einen 
oder anderen Landeshauptſtadt vorhanden iſt. Wie dem übrigens auch 
ſei, jene Löſung, welche neun Landesſtellen zur Concurrenz mit den 
Bezirksbehörden und andererſeits wieder zur Recursinſtanz denſelben ge- 
genüber beſtimmte, iſt gewiß eine wenig glückliche zu nennen. 

Vor den verſchiedenen — Approbationsbehörden, möchten wir fagen, 
geſtaltet ſich nun das Verfahren überall gleichmäßig in folgender Weiſe. 
0 Ueber die von den Veranſtaltern der Verſammlung erſtattete 
ſchriftliche Anzeige hat die Behörde zunächſt unbedingt (nicht nur 
auf Verlangen der Partei, wie nach dem Vereinsgeſetze) eine Beſchei⸗ 
nigung zu ertheilen (§ 2, Abſ. 2) )). Dieſe Beſcheinigung ſoll unver: 


) Wenn hierin eine bewußte Abweichung von den analogen Beſtimmungen des 
Vereinsrechts liegen fol, fo tft dieſelbe nicht recht verſtändlich. Wollte man 
ſagen, daß hier — von den an die ausdrückliche Genehmigung gebundenen 
Verſammlungen unter freiem Himmel abgeſehen — die Beſcheinigung der 
Anzeige die einzige Rechtsgrundlage der Verſammlung bilde, während der 


kennbar die Bedeutung einer Legitimation befigen. Sie muß daher 
ſinngemäß auf alle jene Punkte ausgedehnt werden, welche die An- 
zeige ſelbſt nach dem Geſetze zu enthalten hat, nämlich die Angabe 
des Zweckes, des Ortes und der Zeit der Verſammlung, ſie muß 
ferner die Perſon des Veranſtalters derſelben und den Zeitpunkt der 
erſtatteten Anzeige genau bezeichnen *). 

Der zweite mogliche Act der Behörde iſt die Unterſagung der 
Verſammlung, beziehungsweiſe (bei Verſammlungen unter freiem 
Himmel) die Genehmigung oder Nichtgenehmigung derſelben. 

Rückſichtlich der erſteren hat das Geſetz lediglich die Unterſa— 
gungsgründe normirt (§ 6), von welchen wir ſchon gehandelt haben **), 
und rückſichtlich der Genehmigung von Verſammlungen unter freiem 


der Gründe zu geſchehen habe (§ 3, Abi. 4), in dem einen Falle 
ſind alſo nur materielle und in dem anderen nur formelle Bedingun— 


gen normirt. Es iſt nun Zweierlei zu unterſuchen. Iſt die Unterſa⸗ 
gung von Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen nicht an die 


ſchriftliche Ausfertigung mit Beziehung von Gründen und iſt die 
Nichtgenehmigung von Verſammlungen unter freiem Himmel nicht 
an beſtimmte geſetzliche Gründe gebunden, weil Beides ſich im Geſetz 
nicht ausdrücklich ausgeſprochen findet, oder läßt ſich dies, ſei es durch 
eine extenſive Interpretation, ſei es durch Analogie ergänzen? 

Was den erſten Punkt betrifft, ſo iſt der Mangel ausdrücklicher 
Anordnung der ſchriftlichen Form des Beſcheides allerdings auffällig. 
Die Anzeige der Verſammlung muß ja immer ſchriftlich erfolgen und 
auf dieſelbe auch ohne Verlangen der Partei eine ſchriftliche Beichei- 
nigung ertheilt werden, das Vereinsgeſetz ſchreibt (§ 6) die ſchriftliche 
Form für die Unterſagung einer Vereinsgründung und das Verſamm⸗ 
lungsgeſetz, wie wir eben conſtatirten, für die Nichtgenehmigung von 
Verſammlungen unter freiem Himmel vor. Iſt dieſer Widerſpruch 
abfichtlich erfolgt, io müſſen ihm wohl eigenthümliche Gründe unterliegen. 
Ein ſolcher könnte nun darin zu ſuchen ſein, daß es der politiſchen 
Behörde bei der Kürze der Unterſagungsfriſt erleichtert werden ſollte, 
das Unterſagungsrecht zu üben; es würde damit übereinſtimmen, daß 
dort, wo eine beſtimmte Friſt nicht vorgeſchrieben iſt, wie bei der Ge⸗ 
nehmigung von Verſammlungen unter freiem Himmel, oder, wo eine 
lange Friſt, wie bei der Vereinsgründung (4 Wochen), eingeräumt 
iſt, die ſchriftliche Form erfordert wird, und daß dort, wo die Friſt 
zur Unterſagung noch kürzer iſt (24 Stunden), d. i. bei der Unter⸗ 
ſagung einer Vereinsverſammlung (8 21 V. G.), von der ſchriftlichen 
Ausfertigung wieder nicht geſprochen wird. Mit der Frage der ſchrift. 
lichen Ausfertigung ſteht die weitere der Mittheilung der Gründe im 
Zufammenhange. Wenn die ſchriftliche Form in unſerem Falle als zu 
zeitraubend unmöglich wäre, ſo könnte dies hauptſächlich wohl nur 
wegen der Begründung angenommen werden. Iſt alſo die Unterſa⸗ 
gung einer Vereinsverſammlung in geſchloſſenen Räumen an die 
ſchriftliche Form und die Mittheilung von Gründen gebunden 
oder nicht? 

Nach unſerer Anſicht kann die Conſtruction einer Eigenthüm⸗ 
lichkeit für dieſen Fall durch die Nothwendigkeit raſcher Entſcheidung 
allein nicht hinreichend motivirt werden. Iſt die Friſt von drei Ta- 
gen lang genug, um zu dem Beſchluß über die Unterſagung zu 
kommen und ihn den Verauſtaltern der Verſammlung kundzumachen 
(Letzteres müßte bei der mündlichen Unterſagung überdies durch einen 
Regierungsangeordneten erfolgen), ſo kann die ſchriftliche Ausfertigung 
keine beſonderen Schwierigkeiten machen. Ein innerer Grund, hier 
keine ſchriftliche Form zu verlangen, wohl aber für die Verweigerung 
der Genehmigung von Verſammlungen unter freiem Himmel, liegt 
um ſo weniger vor, als gerade im letzteren Falle der Zweck, die 
Verſammlung zu verhindern, auf die einfachſte Weiſe ſchon durch 


analoge Vorgang im Vereinsrechte nur ein Verfahren einleite, das regelmäßig 
mit einer zweiten Beſcheinigung, nämlich jener des Beſtandes des Vereines 
ſchließe, Fo iſt dem entgegenzuhalten, daß letztere, die Statutenbeſcheinigung, 
um uns kurz auszudrücken, ebenfalls nicht obligatoriſch ıft, ſondern nur auf 
Verlangen der Partei erfolgt. 

) Die Beſcheinigung hat nach dem Geſetze „ſofort“ zu erfolgen und den 
„Zeitpunkt“ der Anzeige zu conftatiren. Es kann wohl keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß bei der Berechnung der Friſt von drei Tagen, binnen welcher 
die Unterſagung der Verſammlung erfolgen muß, ſowie bei jener von 24 
Stunden, welche zwiſchen der Anzeige und Abhaltung einer Vereinsverſamm⸗ 
lung abzulaufen hat, die Computation a momento ad momentum plaßgreift. 


) Vgl. Nr. 35 der Zeitſchrift v. 2. Sept. d. J. 
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das Zurückhalten der Genehmigung erreicht wird. Handelt es ſich 
endlich darum, ein Subſtrat für die Berufung zu ſchaffen, welche in 
beiden Fällen in gleicher Weiſe zuläſſig iſt, ſo läßt ſich eine Verſchie⸗ 
denheit in der Form des Beſcheides erſter Inſtanz ſchon gar nicht 
begründen. 

Haben wir dies einmal angenommen und wenden wir die 
Beſtimmungen über die Verſammlungen unter freiem Himmel dies- 
bezüglich auf jene in geſchloſſenen Räumen an, ſo kommen wir ſomit 
dazu, dies auch rückſichtlich der Nothwendigkeit der Angabe von 
Gründen zu thun. Die Genehmigung von Verſammlungen unter 
freiem Himmel kann aus Gründen des discretionären Ermeſſens der 


er u Behörde verweigert werden, denn ſonſt wäre es nicht nothwendig 
Himmel finden wir in dem Geſetze nur die eine Beſtimmung, daß, 
wenn die Genehmigung verweigert wird, dies ſchriftlich unter Angabe 


geweſen, für dieſe Verſammlungsgruppe das ſinguläre Genehmigungs- 
recht zu ſchaffen; die Erſtreckung der Unterſagungsfriſt, welche über- 
dies auch auf anderem Wege hätte geſchaffen werden können, wäre 
für ſich allein dieſen Verſammlungen gegenüber am wenigſten am 
Platze, welche mehr als alle anderen einem heftigen und weit ver— 
breiteten Demonſtrationsbedürfniß entſpringen. Iſt nun die Behörde 
verpflichtet, ſelbſt die Gründe ihres discretionären Handelns darzu— 
legen, jo muß dies umſomehr dann der Fall fein, wenn das Unter— 
ſagungsrecht, wie hier, ausdrücklich an beſtimmte geſetzliche Gründe 
gebunden iſt. 

Gehen wir nun zur Frage der Ueberwachung der Verſammlungs— 
thätigkeit über. 

In dieſer Beziehung ſind genau dieſelben Behörden competent, 
welche wir als die Träger des Genehmigungs- und Vetorechts kennen 
gelernt haben; der Einfluß auf die Conſtituirung und auf die Ueber⸗ 
wachung der Thätigkeit fallen ſomit nicht auseinander, wie auf dem 
Gebiete des Vereinsrechts, ſondern werden als zuſammengehörige 
Acte behandelt. Die landesfürſtliche Sicherheitsbehörde, die politiſche 
Landesſtelle und die politiſche Bezirksbehörde ſind ganz in derſelben 
Reihenfolge, welche wir oben gefunden, competent, zu einer Verſamm⸗ 
lung einen oder mehrere Abgeordnete zu entſenden ($ 12) ). 

Es mag auf den erſten Blick auffallend erſcheinen, die Landes— 
ſtelle in dieſer unmittelbar executiven Art thätig zu erblicken, wir 
müſſen aber daran erinnern, daß die Landesſtellen ſich auch nach 
$ 18 des Vereinsgeſetzes die Entſendung der Commiſſäre vor: 
behalten können. Das Motiv, welches die Landesſtellen zu dieſer 
Thätigkeit berief, dürfte in beiden Fällen wohl dasſelbe ſein, nämlich, 
wie wir ſchon früher angedeutet, die Entfernung der ſtädtiſchen Ma⸗ 
giſtrate von der Amtsführung in politiſchen Fragen des Vereins- und 
Verſammlungsrechts; die Abſicht iſt aber in ſehr ungleicher Weiſe 
erreicht. Das Vereinsgeſetz war in ſeiner Löſung unbedingt das 
Glücklichere. So oft eine Vereinsverſammlung der Landesſtelle als 
politiſch bedenklich oder überhaupt der eigenen Cognition werth er— 
ſcheint, iſt dieſelbe in der Lage, den Act an ſich zu ziehen; die Landes⸗ 
ſtelle vermag ſomit die Magiſtrate aller exemten Städte von der Ver— 
einsaufficht fernzuhalten und überdies an die Stelle der einen oder der 
anderen Bezirkshauptmannſchaft und Polizeibehörde zu treten. Auf dem 
Boden des Verſammlungsgeſetzes hingegen tft den Landesſtellen eine Action 
nur in jenen Landeshauptſtädten möglich und zugleich geboten, welche 
eine landesfürſtliche Sicherheitsbehörde nicht beſitzen, in allen anderen 
Städten mit eigenem Statut (Krakau noch ausgenommen) können 
aber die Magiſtrate nicht auf die Seite geſchoben werden; in neun 
Landeshauptſtädten wird ſomit bei der harmloſeſten Verſammlung 
ſtets die Landesbehörde aufgeboten und an allen übrigen Orten muß 
bei den großartigſten politiſchen Demonſtrationen ein Abgeſandter des 
Stadtmagiſtrats, der Polizei- oder Bezirksbehörde genügen. 

Bis hieher haben wir nur von der Thätigkeit der Behörden 


*) Die Befugniſſe der Regierungsabgeordneten haben wir ſchon angedeutet (vergl. 
Nr. 35 der Zeitſchrift vom 2. September d. J.), ſie decken ſich mit jenen 
des Vereinscommiſſärs bis auf das hier fehlende Recht, die Führung eines 
Protokolls zu verlangen, faſt durchwegs. Das Eine wäre hervorzuheben, daß 
die Verſammlungscommiſſäre die Wahrung des Geſetzes von dem Leiter und 
den Ordnern ($ 11) der Verſammlung (nicht bloß von dem Vorſitzenden, wie 
nach dem Vereinsrechte) und nur die Auflöſung der Verſammlung lediglich von 
dem Leiter verlangen können; denn es iſt klar, daß bei der Möglichkeit wider · 
ſprechender Handhabung des Geſetzes von Seite des Leiters und der Ordner 
für den Verſammlungscommiſſär ſich mehr Gelegenheiten directen Eingreifens 
ergeben müſſen als für den Abgeordneten zu Vereinsverſammlungen. In 
dem Verſammlungsgeſetze fehlt überhaupt die in dem Vereinsgeſetze wiederholt 
vorkommende Betonung der Pflichten des Vorſitzenden, dem Leiter iſt z. B. 
keine ſpecielle Pflicht auferlegt, Bewaffnete aus der Verſammlung zu ent⸗ 
fernen und eben jo wenig den Ordnern ($ 9). 


in erſter Inſtanz gehandelt. Das Verſammlungsgeſetz räumt aber 
auch ein weitgehendes Recursrecht ein, fo daß wir dieſes noch befon- 
ders erörtern müſſen. 

Nach § 18 kann „gegen alle Verfügungen der Unterbehörden 
an die Landesſtelle und gegen jede Verfügung der letzteren an das 
Miniſterium des Innern die Berufung ergriffen werden“. Dieſe Wort— 
faffung legt es zunächſt nahe, für das Verfahren in Sachen des Ver⸗ 
ſammlungsrechtes durchgehends nur zwei Inſtanzen anzunehmen. Hat 
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Entſcheidung vom 7. Jänner 1874, 3. 12.619, das erſtrichterliche 
abweiſende Urtheil zu beſtätigen befunden. Denn nach § 694 a. b. G. 
B. muß der Beitrag, der von einer in P. vorkommenden Verlaſſen— 
ſchaft mit ½ Procent für den Krankenhausfond nach Hofdecret vom 
9. April 1817, Nr. 1331, und 14. Auguſt 1839, Nr. 373, einzu⸗ 
heben iſt, als eine Staatsauflage behandelt werden, für welche nur 
die politiſchen Vorſchriften maßgebend ſind. 

Die vorliegend allein entſcheidende Frage, wer dieſen Beitrag 


eine Unterbehörde (Magiſtrat, Bezirkshauptmannſchaft, Polizeidirection) zu berichtigen habe, kann daher auch nur nach den politiſchen Vor— 


als erſte Inſtanz eine Verfügung getroffen, ſo entſcheidet als zweite 
und letzte Inſtanz die Landesſtelle, hat die letztere in erſter Inſtanz 
eine „Verfügung“ vorgenommen, fo geht die Berufung au das Mini: 
ſterium des Innern, das wäre die nothwendige Interpretation, wenn 
man es für unzuläſſig hält, die Entſcheidung eines Recurſes durch 
die Landesſtelle als eine „Verfügung“ derſelben zu bezeichnen. Setzt 
man ſolch eine ſtrenge Correctheit des legiſtiſchen Ausdrucks aber nicht 
voraus, dann wird die Möglichkeit der Reviſion des Erkenntniſſes 
zweiter Inſtanz nicht zu bezweifeln ſein. 

Die Berechtigung zum Recurſe muß jedem zuſtehen, der ſich 
durch eine Verfügung der Behörde verletzt erachten kann. Die Ver⸗ 
ſammlung als Einheit kann diesbezüglich nicht in Frage kommen, 
ſondern nur einzelne betheiligte Perſonen. Unter dieſen ſind nun, wenn 
es ſich um die Verhinderung einer Verſammlung handelt, jedenfalls 


die Veranſtalter, und wenn Vorgänge innerhalb einer Verſammlung 
in Frage kommen, die Leiter und Ordner die hiezu Legitimirten; 


im zweiten Falle aber könnte das Recht der Berufung außerdem auch 
keinem Mitgliede der Verſammlung abgeſprochen werden, welches 
ſeine Theilnehmerſchaft nachzuweiſen vermoͤchte. 

Die Friſten der Bernfung in Sachen des Verſammlungsrechts 
find gegen jene des Vereinsgeſetzes ebeaſo verkürzt, wie wir es rück— 
ſichtlich des primären Verfahrens gefunden haben, acht Tage ſind hier 
an die Stelle von ſechzig, wie dort drei an die Stelle von achtund— 
zwanzig getreten. Hier wie dort iſt offenbar der Gedanke maßgebend, 


daß man die Erregung, welche das Petit um Abhaltung einer Verſamm— 
lung gewöhnlich begleitet, nicht lange ohne den Dämpfer der Bewilligung 
oder endgiltigen Abweiſung fortwirken laſſen dürfe. 

Neben der bisher erörterten ordentlichen Competenz der politiſchen 
Behörden findet ſich im Verſammlungsgeſetze auch ein Nothverfügungs⸗ 
recht jeder mit der Sorge für die Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit betrauten Behörde normirt. Die bezüglichen 
Beſtimmungen weiſen indeß eine nahezu wörtliche Uebereinſtimmung 
mit den analogen des Vereinsgeſetzes auf, wir brauchen uns daher 
in dieſer Richtung nur auf unſere Erörterungen über das Vereins— 
recht zu beziehen. Das Gleiche gilt von der Repreſſion durch die 
Gerichte, § 19 des Verſammlungs- und § 36 des Vereinsgeſetzes 
decken ſich in ihrem Inhalte vollſtändig. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die in einigen Städten als Beitrag zum Krankenhausfonde aus 

den Verlaſſenſchaften normirte Percentualabgabe iſt als eine 

durch die politiſchen Vorſchriften allein geregelte und nicht nach 

privatrechtlichen Auffaſſungen zu beurtheilende Staatsauflage zu 

betrachten, deren Berichtigung dem Erben allein ohne Negreß⸗ 
nahme gegen die Legatare obliegt. 


„Alois R., welcher als Erbe nach Franz M. den nach den 
politiſchen Vorſchriften beſtehenden ½procenkigen Beitrag zum welt— 
lichen Stiftungsfonde, beziehungsweiſe Krankenhausbetrag, in P. 
allein berichtigt hat, hat gegen den teſtamentariſchen Legatar Wilhelm 
M. den auf das Legat des Legteren entfallenden Antheil dieſes Kran⸗ 
kenhausbeitrages mit 753 fl. 55 kr ö. W. eingeklagt, und es wurde 
mit dem Urtheile des k. k. Landesgerichtes in P. vom 1. März 1873, 
3. 1238, dieſem Klagebegehren keine Folge gegeben, dagegen über 
Appellation des Klägers mit dem Beſchluſſe des k. k. Oberlandes⸗ 
gerichtes in P. vom 1. Juli 1873, 3. 19.010, dem Klagebegehren 
unbedingt ſtattgegeben. 

Ueber Reviſionsbeſchwerde des Beklagten gegen das obergericht⸗ 
liche Reformaturtheil endlich hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit 


gen muß. 


ſchriften beurtheilt werden. 

Obgleich nun die obigen Hofdecrete nicht die ausdrückliche Be— 
ſtimmung enthalten, daß der Erbe dieſen Beitrag zu leiſten verpflich— 
tet ſei, ſo iſt doch dieſe Abgabe von dem reinen Nachlaſſe zu berech— 
nen und zu entrichten, fie iſt eine vom Staate auferlegte, die Ver⸗ 
laſſenſchaft belaſtende Abgabe, und es kann ſonach keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Erbe, der die Verlaſſenſchaft repräſentirt, und 
nach dem Geſetze für die genaue Erfüllung des erblaſſeriſchen letzten 
Willens, ſowie für die Gebühren und ſogenannten frommen Vers 
mächtniſſe, wie überhaupt für die Befriedigung der gegen die Nach⸗ 
laſſenſchaft geſtellten Anſprüche innerhalb der geſetzlichen Grenzen 
zu ſorgen hat, auch den in Rede ſtehenden Beitrag zu bezah— 
len habe. 

Der Kläger hat daher ſolchen auch bezahlt, und hätte nur 
dann ein Recht, von dem Beklagten den Erſatz des hievon auf deſſen 
Legat entfallenden Antheilsbetrages zu begehren, wenn ihm ein ſol— 
ches Recht in den bezogenen Hofdecreten eingeräumt worden wäre; 
dies iſt aber nicht der Fall, und die analoge Anwendung der über 
die Erbſteuer, das Mortuar und über die Einhebung der unmittel— 
baren Gebühren beſtehenden Vorſchriften erſcheint unzuläſſig, weil 
dieſe zu Staatszwecken beſtimmten Gebühren ſich weſentlich von dem 
fraglichen Beitrage unterſcheiden, weil ferner die Verpflichtung des 
Legatars zu dieſer Beitragsleiſtung im Geſetze ausdrücklich ausgeſpro⸗ 
chen ſein müßte, und wenn ſie vom Geſetzgeber beabſichtigt worden 
wäre, auch gewiß, wie bei den bezeichneten Gebührengeſetzen, nor— 
mirt worden wäre, und weil überhaupt die Frage, ob Jemand zur 
Tragung einer Staatsauflage verpflichtet ſei, nur nach poſitiven 
Geſetzen, nicht aber aus analogen Beſtimmungen beantwortet wer⸗ 
den kann. 

Darum kann auch aus den Hofkanzleidecreten vom 14. Auguſt 
1839, Nr. 373, und 21. Anguſt 1841, Nr. 557 J. G. S., in 
welchem die Befreiung der frommen Vermächtniſſe von der Abgabe 
zum Krankenhausfonde in P. ausgeſprochen iſt, kein Schluß in der 
fraglichen Richtung gezogen werden, welcher übrigens auch unzurei— 
reichend wäre, weil daraus nur gefolgert werden könnte, daß der Erbe 
nur rückſichtlich dieſer frommen Vermächtniſſe von obiger Abgabe 
befreit ſei, keineswegs aber, daß die übrigen Legatare dazu beizutra— 
gen haben. 

Wird ferner erwogen, daß der Erbe für die genaue Vollzie— 
hung der erblaſſeriſchen Verfügungen zu haften hat, daß der Wille 


des Erblaſſers zweifellos auf ungeſchmälerte Berichtigung der Legate 
gerichtet ſei, i. 


f daß nach dem Geſetze vor Allen die Vermächtnißnehmer 
zur Befriedigung gelangen müſſen, dem Erben dort, wo die ganze 
Erbſchaft durch Vermächtniſſe erſchöpft iſt, nach 8 690 a. b. G. B. 
nur die Vergütung der zum Beſten der Maſſa gemachten Auslagen 
und eine angemeffene Belohnung gebührt, und nur in dem hier nicht 
eintretenden Falle, daß der Nachlaß zur Berichtigung der Schulden, 
anderer pflichtmäßiger Auslagen und der Vermächtniſſe nicht zureicht 
die Legatare nach § 692 a. b. G. B. ſich auch einen verhält⸗ 
nißmäßigen Abzug müſſen gefallen laſſen, und daß auch nach $ 694 
b. G. B. die frommen Vermächtniſſe von einem Nachlaſſe der 
Erbe zu berichtigen habe, ſo kann der Legatar zu einer Mitleiſtung 
des mehrerwähnten Beitrages nicht verhalten werden, zumal ſonſt 
conſequenterweiſe oft eine ſolche Mitleiſtung auch dann auferlegt wer- 


den müßte, wenn der Erblaſſer felbft einen eutſprechenden Betrag im 


Teſtamente für den Krankenhausfond ausdrücklich vermacht hätte: und 
doch kaun es keinem Zweifel unterliegen, daß bei Zulänglichkeit des 
Nachlaſſes kein Legatar wegen eines andern Vermächtniſſes einen Ab⸗ 
zug zu erleiden, ſondern der Erbe alle Legatare vollſtändig befriedi⸗ 
(Zeitſchr. für Not. u. freiw. Gerichtsb.) 


Ein Verſchleißer von „Giften und Medicinalkräutern“ ($ 16 

P. 13 Gewerbeordnung) darf auf ſeiner Firmatafel weder „Arznei⸗ 

waaren“ ankündigen, noch ſich (auch wenn er es iſt) als diplomirten 
„Apotheker“ bezeichnen. 


Julius W., Magiſter der Pharmacie, erhielt über ſein Anſuchen 
von der Bezirkshauptmannſchaft K. mit Erlaß vom 17. Auguſt 1874 


zum Betriebe einer Material- und Droguen-Handlung (d. i. in letz— 


terer Beziehung zu dem Verſchleiße der nach den mediciniſchen Vor- 
ſchriften nicht ausſchließlich den Apothekern vorbehaltenen „Gifte und 


Medizinalkräuter“). 
Als ſich im Jänner 1875 die Apotheker in K. beſchwerten, 


daß W. die Firmatafel führe: „Arznei-, Droguerie-, Material- und 


Farbwaaren⸗Handlung des Julius W., diplomirter Apotheker“, hat 


die Bezirkshauptmannſchaft mit Erlaß dom 2. Februar 1875 den 
Beſchwerdeführern eröffnet, daß W. angewieſen wurde, die Bezeichnung 
der Pharmacie“ umzuwandeln; 


„diplom. Apotheker“ in „Magiſter 
was dagegen die weitere Aufſchriſt anbelange, ſo laute dieſelbe ſo, 
daß zu deren Führung einem Materialwaarenhändler die Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden könne. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten die beiden Apotheker in K. 
an die Statthalterei, welche auf Grund der Aeußerung des Landes— 
ſanitätsrathes mit Erlaß vom 14. Juni 1875 unter Behebung der 


angefochtenen Entſcheidung erkannte, daß Julius W. die Aufſchrift auf 


feiner Firmatafel dem Wortlaute der ihm zum Betriebe einer Ma- 
terial⸗ und Droguen⸗Handlung ertheilten Coneeſſion entſprechend auf's 
Genaneſte anzupaſſen, ſomit jede äußere Bezeichnung zu vermeiden 


habe, welche den Verkauf von „Arznei- und Apothekerwaaren“ über⸗ 


haupt ankündiget. Gegen die Benennung „Magiſter der Pharmacie“ 


laſſe ſich nichts einwenden. Die Gründe dieſes Erkenntniſſes fußen 


ſich auf § 42 Gewerbeordnung, gegen welchen die Aufſchrift „Arznei 
waarenhandlung“ verſtößt, weil dieſe Bezeichnung in ihrer Allge— 


meinheit jedenfalls weit über den Umfang der dem W. ertheilten 


Handelsbewilligung hinausreicht. 
Julius W. ergriff hierauf den Miniſterialrecurs, worin er dar⸗ 


daß er n der Conceſſion zum Handel mit Arznei⸗ 8 
zuthun ſuchte. daß er nach Conceſſion z _ ME Forst. und Domänendirection in Wien ernannt. 


waaren berechtigt ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 18. September 1875, 
3. 10.589 die Statthalterei⸗Entſcheidung, „inſofern mit derſelben 
unter Abänderung des Beſcheides der Bezirkshauptmannſchaft in K. 
vom 2. Februar 1875 ausgeſprochen worden iſt, daß der Material⸗ 
und Droguenwaarenhändler Julius W. in K. auf ſeiner Firmatafel 


weder Arzueiwaaren ankündigen, noch ſich als diplomirten Apotheker bes 
zeichnen, dagegen wohl Magiſter der Pharmacie nennen darf“, unter 
Zurückweiſung des von Julius W. gegen die Statthalterei-Entſcheidung 

8 


eingebrachten Miniſterialrecurſes beſtätigt. 


Notiz. 


(Bauten durch Privattechniker; Formlichkeiten, geſetzliche 
Vorſchriften). Was den Bau von Straßen, Bewäſſerungs- und Schifffahrts⸗ 
canälen anbelangt, ſo beſtehen rückſichtlich der Qualification von Privatperſonen zu 


{ ſtell i ſchrift des $ 28 der Gewerbeord vom 20. De⸗ baum 
ſolchen Bauherſtellungen die Vorſchrift des § er Gewerbeordnung vom oe 


cember 1859, dann die Grundzüge zur Einführung von behördlich autoriſirten 
Privattechnikern (Miniſt.⸗Verordnung vom 11. December 1860, 3. 36.413 / St. M.) 
ferner die Beſtimmungen der Landes- Waſſerrechtsgeſetze in Anſehung der Bewilli— 
gung und Ausführung von Bewäſſerungscarälen. Für die Ertheilung der Bewilli— 
gung zu den Vorarbeiten für den Bau von Straßen und Schifffahrtscanälen und 
die Ertheilung der Conceſſion an Privatunternehmer beſtehen keine beſtimmten 
Vorſchriften. Thatſächlich wird der Vorgang beobachtet, daß Private, welche ein ſolches 
Unternehmen beapſichtigen, vorerſt die behördliche Bewilligung zu den nöthigen Vor⸗ 
arbeiten zu erwirken, dann unter Vorlage des Reſultats um die Conceſſion zur Aus» 


führung einzuſchreiten haben. Hierüber wird unter Beiziehung aller Betheiligten eine 


164 


Begehungscommiſſion abgehalten, bei welcher über die Zuläſſigkeit des Unternehmens, 


über die Art der Ausführung und über die Bedingungen, welche nach Lage der Dinge 
erforderlich erſcheinen, die Erhebungen gepflogen werden, und auf deren Grundlage 
die Conceſſion zur Ausführung des bezüglichen Baues ertheilt oder verweigert. Auch 
ſind die Bauordnungen der einzelnen Kronländer zu erwähnen, insbeſondere ſiehe 
die Bauordnung von Wien ex 1868. Für die Ertheilung der Bewilligungen zu den 
Vorarbeiten für Eiſenbahnen, ſowie bezüglich der Conceffionirung der letzteren iſt im 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Allgemeinen das Eiſenbahn-Conceſſionegeſetz vom 14. September 1854, R. G. Bl. 
Nr. 238 und die Handelsminiſterial-Verordnung vom 4. Februar 1871, 3. 25.151, 
R. G. Bl. Nr. 8, maßgebend. Sowohl dieſe Vorſchriften, als auch die ſpeciellen Ber 
ſtimmungen bezüglich der Bergwerke und der amerikaniſchen Pferdebahnen und weitere 
die Details der Ausführung betreffende Verordnungen find in der Eiſenbahngeſetz⸗ 


i 74 Sammlung von Polanetz und Wittek J. Bd., Seite 23112, IN. Bd., Seite 173— 
auf Grundlage des § 16 Punkt 13 Gewerbe-Ordnung die Conceſſion 


304, Erzänzungsheft Seite 11— 55 enthalten. 


E. 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung an die demſelben ünterite 
henden Landes⸗Gendarmerie-Commanden vom 18. Augnſt 1875, Rr. 10.27 7/2767 
III, 1875. 


Aus Anlaß der vorgekommenen Anfrage, wie die vor Civilgerichten als 
Zeugen vorgeladenen Gendarmen beim Betreten des Verhandlungsſaales in Betreff 
der Kopfbedeckung ſich zu verhalten, d. h. ob ſie dieſelbe ſofort, oder nur beim 
Schwören abzunehmen haben, wird dem k. k. Commando im Einverſtändniſſe 
mit dem k. k. Juſtizminiſterium zur entſprechenden Verlautbarung bekanntgegeben, 
daß das für die Mannſchaft des k. k Heeres vorgezeichnete Verhalten, wonach 
dieſelbe im Sinne des Punktes 96 des Dienſtreglements 1. Theil, der das 
Abnehmen der Kopfbedeckung nur für Officiere und Militärbeamte, welche zu 
Vorgeſetzten oder Höheren in Zimmer oder Zelte eintreten, vorſchreibt, die Kopf⸗ 
bedeckung ſtets aufzubehalten und dieſe im Sinne der Beſtimmungen des Exercier⸗ 
Reglements für die k. k. Fußtruppen, 1. Theil Punkt 129 nur beim Schwören 
abzunehmen hat, auf die k. k. Landes Gendarmerie als militäriſch organiſirten 
Korper die analoge Anwendung findet. 


Während der Einvernehmung kann der Gendarm einen Sitz nicht 
beanſpruchen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberforſtrathes 
bekleideten Forſtrath Emanuel Zinner zum Oberforſtmeiſter und Aden ni 


Seine Majeſtät haben den Forſtrath Friedrich Hlawacek zum Oberforſt⸗ 
rathe im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
bekleideten erſten Hofſecretär des k. k. oberſten Hofmeiſteramtes Dr. Theodor 
Weſtermayer zum wirklichen Regierungsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Zollinſpector Adalbert Fiedler in Te 
plitz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Finanzrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bei der k. und k. Geſandtſchaft in Teheran in 
Verwendung ſtehenden Conſulareleven Guido Freiherrn von Call⸗Rof 
zum Viceconſul bei dem k. und k. Conſulate in Conſtantinopel ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Concipiſten der k. k. Borſenkammer Dr, Wilhelm 


enburg 


Freiherrn von Kolbenſteiner zum Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium 


ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſrector Joſef Bresnik zum Steuer- 
Oberinſpector für die k. k. Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Oberförſter auf den Gütern des 
Bukowina'er griech. orient. Religionsfondes Ignaz Donnersberg zum k. k— 


Forſtcommiſſär in der Bukowina ernannt. 


Der Miniſter des Innern hat die Bauadjuncten Michael Mayr, Anton 
Freiseiſen, Joſeph Untergaſſer und Johann Mairhofer zu Ingenieuren für 
den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernaunt. 

Der Ackerbaumiuiſter hat den k. k. Forſtadjuneten Johann Weiler zum 


Erledigungen. 


Finanzwache⸗Co nmiſſärsſtelle in Nieder.⸗Oeſterr. mit der zehnten Rangsclaſſe, 
bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 229.) < 
Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle bei dem Rechnungsdepartement der k. k. ſteter— 
märkiſchen Statthalterei in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende October. (Amtsbl. 
Nr. 233.) 
Elevenſtelle im Bezirke der mähriſchen k. k. Telegraphendirection, mit wel. 
cher das Adjutum jährlicher 300 fl. verbunden iſt, bis 10. November. (Amtsbl. 
Nr. 234.) 


Verlag von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17: 
Oeſterreichiſcher Juriſten⸗Kalender von Dr. Guſtav Kohn, 
Hof- und Gerichtsadvocat in Wien, VII. Jahrgang pro 1876, eleg. geb. 
Preis 1 fl. 60 kr, franco pr. Poſt 1 fl. 75 kr. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


